
Landtag von Baden-Württemberg 

15. Wahlperiode

Drucksache 15 / 5757

23. 09. 2014

1Eingegangen: 23. 09. 2014 / Ausgegeben: 01. 10. 2014

Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2011/24/EU über die Aus-
übung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Ge-
sundheitsversorgung in Baden-Württemberg (Baden-Würt-
tembergisches Patientenmobilitätsgesetz – BWPatMobG)

A .  Z i e l s e t z u n g

Die am 24. April 2011 in Kraft getretene Richtlinie 2011/24/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 über die Ausübung der Patienten-
rechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung (ABl. L 88 vom 
4. April 2011, S. 45), geändert durch Richtlinie 2013/64/EU (ABl. L 353 vom 
28. Dezember 2013, S. 8), zielt darauf ab, den Zugang zu einer sicheren und hoch-
wertigen grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung innerhalb der Europä -
ischen Union zu erleichtern und die Patientenmobilität zu gewährleisten. Sie be-
darf der Umsetzung in den Mitgliedstaaten. Daher bedarf es im Recht der Berufs-
ausübung im Gesundheitswesen auch landesrechtlicher Regelungen. Dies ist
Zweck des vorliegenden Gesetzes.

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Das Gesetz übernimmt zunächst aus der Richtlinie 2011/24/EU die auch für die
landesrechtliche Umsetzung notwendigen Regelungen zu Gegenstand und An-
wendungsbereich und definiert die für deren Umsetzung in Landesrecht notwen-
digen Begriffe. An konkreten Pflichten für Gesundheitsdienstleistende bedarf es
lediglich zweier landesrechtlicher Regelungen, nämlich zu Informationspflichten
und zum Vorhandensein einer angemessenen Haftpflichtversicherung.
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C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .  W e s e n t l i c h e  E r g e b n i s s e  d e r  R e g e l u n g s f o l g e n a b s c h ä t z u n g
u n d  N a c h h a l t i g k e i t s p r ü f u n g

Das Gesetz stellt einen notwendigen Schritt dar zur Umsetzung der Richtlinie
2011/24/EU in Landesrecht. Es verbessert die Möglichkeiten zur Inanspruch -
nahme grenzüberschreitender Gesundheitsleistungen. Durch die Erweiterung der
Informationspflichten und die Pflicht zum Abschluss einer Haftpflichtversiche-
rung werden Gesundheitsdienstleistenden zusätzliche Pflichten auferlegt, die je-
doch zur Erreichung der dadurch angestrebten Zwecke angemessen sind. Das Ge-
setz orientiert sich eng am Wortlaut der Richtlinie 2011/24/EU und trifft
grundsätzlich nur insoweit Regelungen, als diese von der Richtlinie 2011/24/EU
zwingend gefordert werden und noch keine entsprechenden Regelungen an an -
derer Stelle bestehen. Über bereits bestehende Verwaltungsaufgaben hinaus -
gehende, neue Aufgaben werden nicht geregelt.
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Staatsministerium                                                    Stuttgart, 23. September 2014
Baden-Württemberg

Ministerpräsident

An den
Präsidenten des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident,

in der Anlage übersende ich gemäß Artikel 59 Abs. 1 der Landesverfassung das
von der Landesregierung beschlossene Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie
2011/24/EU über die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden
Gesundheitsversorgung in Baden-Württemberg (Baden-Württembergisches Pati-
entenmobilitätsgesetz – BWPatMobG) mit Begründung und Vorblatt. Ich bitte,
die Beschlussfassung des Landtags herbeizuführen. Die Zuständigkeit für das Ge-
setz liegt beim Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und
Senioren.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie

2011/24/EU über die Ausübung der 

Patientenrechte in der grenzüberschrei-

tenden Gesundheitsversorgung in Baden-

Württemberg (Baden-Württembergisches

Patientenmobilitätsgesetz – 

BWPatMobG)

§ 1

Gegenstand und Anwendungsbereich

(1) Durch dieses Gesetz wird die Richtlinie 2011/24/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März
2011 über die Ausübung der Patientenrechte in der grenz -
überschreitenden Gesundheitsversorgung (ABl. L 88
vom 4. April 2011, S. 45), geändert durch Richtlinie
2013/64/EU (ABl. L 353 vom 28. Dezember 2013, S. 8),
umgesetzt. Es dient der Erleichterung des Zugangs zu 
einer sicheren und hochwertigen grenzüberschreitenden
Gesundheitsversorgung.

(2) Dieses Gesetz gilt für jegliche Gesundheitsversor-
gung von Patientinnen und Patienten, unabhängig davon,
wie diese organisiert, erbracht oder finanziert wird. Es
findet keine Anwendung, soweit bundesrechtliche Rege-
lungen insbesondere zu den Informationspflichten ab-
schließend sind.

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für

1. Dienstleistungen im Bereich der Langzeitpflege, de-
ren Ziel darin besteht, Personen zu unterstützen, die
auf Hilfe bei routinemäßigen, alltäglichen Verrichtun-
gen angewiesen sind,

2. Zuteilung von und Zugang zu Organen zum Zweck
der Organtransplantation und

3. öffentliche Impfprogramme gegen Infektionskrank-
heiten, die ausschließlich dem Gesundheitsschutz der
Bevölkerung dienen und die mit gezielten Planungs-
und Durchführungsmaßnahmen verbunden sind.

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Unter Gesundheitsversorgung im Sinne dieses Geset-
zes sind Gesundheitsdienstleistungen zu verstehen, die
medizinisch indiziert sind und von Angehörigen der Ge-
sundheitsberufe gegenüber Patientinnen und Patienten
erbracht werden, um deren Gesundheitszustand zu beur-
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teilen, zu erhalten oder wiederherzustellen, einschließ-
lich der Verschreibung, Abgabe und Bereitstellung von
Arzneimitteln und Medizinprodukten.

(2) Grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung ist die
Gesundheitsversorgung, die im Geltungsbereich dieses
Gesetzes gegenüber einer Patientin oder einem Patienten
im Sinne von Absatz 5 aus einem anderen Versiche-
rungsmitgliedstaat im Sinne von Artikel 3 Buchstabe c
der Richtlinie 2011/24/EU erbracht oder verschrieben
wird.

(3) Angehörige der Gesundheitsberufe im Sinne dieses
Gesetzes sind Ärztinnen und Ärzte, Krankenschwestern
und -pfleger für allgemeine Pflege, Zahnärztinnen und 
-ärzte, Hebammen und Entbindungspfleger oder Apo -
thekerinnen und Apotheker im Sinne der Richtlinie
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen (ABl. L 255 von 30. September
2005, S. 22, zuletzt ber. ABl. L 33 vom 3. Februar 2009,
S. 49), zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/55/EU
(ABl. L 354 vom 28. Dezember 2013, S. 132), in ihrer
jeweils geltenden Fassung oder andere Fachkräfte, die
im Gesundheitsbereich Tätigkeiten ausüben, die einem
reglementierten Beruf im Sinne von Artikel 3 Absatz 1
Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG vorbehalten sind,
oder Personen, die nach den Rechtsvorschriften der Bun-
desrepublik Deutschland als Angehörige der Gesund-
heitsberufe gelten.

(4) Gesundheitsdienstleistende im Sinne dieses Gesetzes
sind alle natürlichen oder juristischen Personen oder
sons tige Einrichtungen, die Gesundheitsdienstleistungen
auf der Basis einer öffentlich-rechtlichen Erlaubnis ent-
weder persönlich oder durch bei ihnen beschäftigte Per-
sonen gegenüber Patientinnen und Patienten erbringen.
Die bei Gesundheitsdienstleistenden beschäftigten Per-
sonen gelten selbst nicht als Gesundheitsdienstleistende.

(5) Patientin oder Patient im Sinne dieses Gesetzes ist je-
de natürliche Person, die Gesundheitsdienstleistungen in
Anspruch nehmen möchte oder in Anspruch nimmt.

(6) Arzneimittel im Sinne dieses Gesetzes sind solche
gemäß der Definition in der Richtlinie 2001/83/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Novem-
ber 2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für
Humanarzneimittel (ABl. L 311 vom 28. November
2001, S. 67), zuletzt geändert durch Richtlinie 2012/26/
EU (ABl. L 299 vom 27. Oktober 2012, S. 1), in ihrer je-
weils geltenden Fassung.

(7) Medizinprodukte im Sinne dieses Gesetzes sind 
solche gemäß der Definition in der Richtlinie 90/385/
EWG des Rates vom 20. Juni 1990 zur Angleichung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über aktive im-
plantierbare medizinische Geräte (ABl. L 189 vom 
20. Juli 1990, S. 17), zuletzt geändert durch Richtlinie
2007/47/EG (ABl. L 247 vom 21. September 2007, 
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S. 21), Richtlinie 93/42/EWG des Rates vom 14. Juni
1993 über Medizinprodukte (ABl. L 169 vom 12. Juli
1993, S. 1, zuletzt ber. ABl. L 72 vom 14. März 2001, 
S. 8), zuletzt geändert durch Richtlinie 2007/47/EG
(ABl. L 247 vom 21. September 2007, S. 21), oder
Richtlinie 98/79/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 27. Oktober 1998 über In-vitro-Diagnos -
tika (ABl. L 331 vom 7. Dezember 1998, S. 1, zuletzt
ber. ABl. L 124 vom 25. Mai 2000, S. 66), zuletzt ge -
ändert durch Richtlinie 2011/100/EU (ABl. L 341 vom 
22. Dezember 2011, S. 50), in ihren jeweils geltenden
Fassungen. 

(8) Verschreibung im Sinne dieses Gesetzes ist die Ver-
schreibung eines Arzneimittels oder eines Medizinpro-
dukts durch eine hierzu berechtigte, eines reglementierten
Gesundheitsberufs angehörende Person im Sinne von Ar -
tikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2005/36/EG.

§ 3

Informationspflichten

Gesundheitsdienstleistende stellen für Zwecke der grenz -
überschreitenden Gesundheitsversorgung in geeigneter
Weise einschlägige Informationen in Bezug auf Verfüg-
barkeit, Qualität und Sicherheit der von ihnen erbrachten
Gesundheitsversorgung bereit, um den jeweiligen Pa -
tientinnen und Patienten zu helfen, eine sachkundige
Entscheidung zu treffen. Sie stellen ferner klare Rech-
nungen sowie Informationen über ihren Zulassungssta-
tus, ihren Versicherungsschutz oder andere Formen des
persönlichen oder kollektiven Schutzes in Bezug auf die
Berufshaftpflicht bereit. Soweit Gesundheitsdienstleis -
tende den in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen
Patientinnen und Patienten bereits einschlägige Informa-
tionen hierzu zur Verfügung stellen, sind sie nach die-
sem Gesetz nicht verpflichtet, Patientinnen und Patien-
ten aus anderen Mitgliedstaaten ausführlichere Informa-
tionen zur Verfügung zu stellen.

§ 4

Haftpflichtversicherung

(1) Gesundheitsdienstleistende, die nicht gemäß § 2 des
Heilberufe-Kammergesetzes Mitglied einer Heilberufe-
kammer sind, haben für den Ersatz von Schäden, die
durch eine von ihnen gemäß § 630 a des Bürgerlichen Ge-
setzbuches zugesagte Behandlung entstehen, Vorsorge zu
treffen und während ihrer Berufstätigkeit aufrechtzuer-
halten. Diese Vorsorge kann nur durch eine Haftpflicht-
versicherung mit einer für die beruflichen Behandlungs -
risiken der oder des jeweiligen Gesundheitsdienstleisten-
den angemessenen Versicherungssumme oder durch eine
entsprechende Freistellungs- oder Gewährleistungsver-
pflichtung eines Kreditinstituts erbracht werden. 
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(2) Die Verpflichtung gemäß Absatz 1 besteht nicht, so-
fern für den Ersatz der durch eine Behandlung entstehen-
den Schäden eine im Sinne von Absatz 1 Satz 2 ange-
messene Betriebshaftpflichtversicherung oder eine im
Hinblick auf ihren Zweck gleichwertige Regelung be-
steht oder die Grundsätze der Amtshaftung greifen.

(3) Heilpraktikerinnen und -praktiker haben das Be -
stehen einer Vorsorge im Sinne von Absatz 1 auf Ver-
langen gegenüber dem zuständigen Gesundheitsamt
nachzuweisen.

§ 5

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung

Die Richtlinie 2011/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
9. März 2011 über die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreiten-
den Gesundheitsversorgung ist am 24. April 2011 in Kraft getreten. Sie zielt da -
rauf ab, den Zugang zu einer sicheren und hochwertigen grenzüberschreitenden
Gesundheitsversorgung innerhalb der Europäischen Union zu erleichtern und die
Patientenmobilität zu gewährleisten. Sie soll für diejenigen Patienten gelten, die
sich dafür entscheiden, die Gesundheitsversorgung in einem anderen als ihrem
Versicherungsmitgliedstaat in Anspruch zu nehmen.

Die Richtlinie 2011/24/EU bedarf der Umsetzung in den Mitgliedstaaten. Dies er-
fordert innerhalb der Bundesrepublik Deutschland überwiegend bundesgesetz -
liche Regelungen, und zwar im Rahmen der konkurrierenden Gesetzgebungszu-
ständigkeit des Bundes, insbesondere für das Gebiet des bürgerlichen Rechts (Ar-
tikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes – GG), der Sozialversicherung
(Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG) sowie der Zulassung zu ärztlichen und an-
deren Heilberufen (Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG). Dies ist – soweit nicht
ohnehin bereits entsprechende Regelungen bestehen – z. B. im Zuge des Gesetzes
zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patienten vom 20. Februar
2013 (BGBl. I S. 277) durch Einfügen der §§ 630 a ff. (Behandlungsvertrag) in
das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) geschehen. 

Lediglich im Recht der Berufsausübung im Gesundheitswesen, für das die Länder
die Gesetzgebungszuständigkeit haben, sind landesrechtliche Umsetzungsrege-
lungen erforderlich. Dies ist Zweck des vorliegenden Gesetzes, wobei es sich eng
an den Vorgaben der Richtlinie ausrichtet und nur in sehr engen Grenzen darüber
hinausgehende Regelungen enthält. Diese Regelungen erfolgen in Ermangelung
eines dafür geeigneten, bereits vorhandenen Gesetzes in einem eigenen Gesetz
zur Umsetzung der Richtlinie.

2. Inhalt

Das Gesetz übernimmt zunächst aus der Richtlinie 2011/24/EU die auch für die
landesrechtliche Umsetzung notwendigen Regelungen zu Gegenstand und An-
wendungsbereich. Außerdem definiert es – ebenfalls in enger Anlehnung an die
Richtlinie – die für deren Umsetzung in Landesrecht notwendigen Begriffe. An
konkreten Pflichten für Gesundheitsdienstleister bedarf es lediglich zweier lan-
desrechtlicher Regelungen. Dabei handelt es sich zunächst um die in Artikel 4
Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2011/24/EU geregelten Informationspflich-
ten, soweit diese nicht bereits im Zuge des Gesetzes zur Verbesserung der Rechte
von Patientinnen und Patienten in § 630 c BGB umgesetzt wurden bzw. in § 20 der
Apothekenbetriebsordnung (ApBetrO) enthalten sind. Darüber hinaus wird auf
der Grundlage von Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe d der Richtlinie 2011/24/EU das
Vorhandensein einer angemessenen Haftpflichtversicherung oder einer ähnlichen
Absicherung geregelt. Regelungen zur Patientenakte (vgl. Artikel 4 Absatz 2 Buch-
stabe f der Richtlinie 2011/24/EU) bedarf es nicht, da solche bereits in § 630 f BGB
(„Dokumentation der Behandlung“) enthalten sind.

Die inhaltliche Umsetzung der Richtlinie 2011/24/EU wurde zwischen den Län-
dern eingehend diskutiert und abgestimmt, wobei auch der Bund beteiligt war. Zu
der ursprünglich angedachten Ausarbeitung eines Mustergesetzes kam es wegen
der sehr unterschiedlichen rechtlichen Ausgangslage in den einzelnen Ländern
nicht.
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3. Regelungsfolgenabschätzung und Nachhaltigkeitsprüfung

Das Gesetz stellt einen notwendigen Schritt dar zur Umsetzung der Richtlinie
2011/24/EU in Landesrecht. Es verbessert die Möglichkeiten zur Inanspruch -
nahme grenzüberschreitender Gesundheitsleistungen. Um dies zu erreichen, wer-
den die Informationsmöglichkeiten der Patienten erweitert, indem den Gesund-
heitsdienstleistern zusätzliche, bisher nicht anderweitig geregelte, Informations-
pflichten auferlegt werden. Außerdem werden die Möglichkeiten verbessert, bei
Behandlungsfehlern Schadenersatzansprüche gegenüber Gesundheitsdienstleis -
tern geltend machen zu können, indem diese zum Abschluss einer Haftpflichtver-
sicherung oder einer ähnlichen Absicherung verpflichtet werden. Insoweit werden
den Gesundheitsdienstleistern zusätzliche Pflichten auferlegt, die jedoch durch
die Richtlinie zwingend vorgegeben und zur Erreichung der genannten Zwecke
angemessen sind.

Das Gesetz orientiert sich eng am Wortlaut der Richtlinie und trifft grundsätzlich
nur insoweit Regelungen, als diese von der Richtlinie zwingend gefordert werden
und noch keine entsprechenden Regelungen an anderer Stelle bestehen. Lediglich
da, wo eine enge Umsetzung der Richtlinie nicht sinnvoll oder nicht praktikabel
ist, wird von diesem Grundsatz in geringem Umfang abgewichen. Dies gilt z. B.
für die Erstreckung der Pflicht zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung auf
alle Behandlungen, nicht nur für solche im Rahmen der grenzüberschreitenden Ge-
sundheitsversorgung. Zusätzlicher Verwaltungsaufwand, z. B. durch eine Über -
wachung der Pflicht zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung, wurde vermie-
den. Eine solche Überwachung erfolgt lediglich bei Heilpraktikerinnen und Heil-
praktikern im Rahmen der Aufgabe der Gesundheitsämter gemäß § 13 des Gesund-
heitsdienstgesetzes (ÖGDG) und durch die Krankenkassen bei der Zulassung von
Heilmittelerbringern.

B. Einzelbegründung

Zu § 1 – Gegenstand und Anwendungsbereich

Zur Umsetzung in Landesrecht sind auf der Grundlage von Artikel 1 der Richt -
linie 2011/24/EU eine Reihe grundsätzlicher Regelungen erforderlich.

Zu Absatz 1

Absatz 1 gibt die genaue Bezeichnung der umzusetzenden Richtlinie wider und
beschreibt entsprechend Artikel 1 Absatz 1 Satz 1 der Richtlinie 2011/24/EU den
Zweck des Gesetzes.

Zu Absatz 2

Absatz 2 entspricht Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie 2011/24/EU. Zusätzlich er-
folgt eine Abgrenzung zu konkurrierendem Bundesrecht.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht Artikel 1 Absatz 3 der Richtlinie 2011/24/EU. Dabei sind un-
ter Dienstleistungen im Bereich der Langzeitpflege solche Dienstleistungen zu
verstehen, die Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Elften Buches Sozialge-
setzbuch entsprechen.
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Zu § 2 – Begriffsbestimmungen

In Artikel 3 der Richtlinie 2011/24/EU wird eine Reihe von für die Anwendung
der Richtlinie maßgeblichen Begriffen näher bestimmt. Im Landesausführungsge-
setz muss der für die Umsetzung in Landesrecht maßgebliche Teil dieser Begriffe
ebenfalls näher definiert werden.

Zu Absatz 1

Absatz 1 entspricht im wesentlichen Artikel 3 Buchstabe a der Richtlinie 2011/
24/EU. Darüber hinaus wird geregelt, dass als Gesundheitsleistungen nur medizi-
nisch indizierte Leistungen gelten. Nicht medizinisch indizierte Leistungen, z. B.
reine Schönheitsoperationen, sind daher vom Geltungsbereich des Gesetzes nicht
umfasst.

Zu Absatz 2

Dieser Absatz beruht auf Artikel 3 Buchstabe e der Richtlinie 2011/24/EU, wobei
gleichzeitig auf die Definitionen der Patientin und des Patienten in Absatz 5 die-
ser Vorschrift sowie des Versicherungsmitgliedstaats in Artikel 3 Buchstabe c der
Richtlinie 2011/24/EU Bezug genommen wird.

Zu Absatz 3

Absatz 3 entspricht Artikel 3 Buchstabe f der Richtlinie 2011/24/EU.

Zu Absatz 4

Dieser Absatz beruht auf Artikel 3 Buchstabe g der Richtlinie 2011/24/EU, wobei
im Hinblick auf das nationale Recht einige Modifikationen erforderlich waren,
die zwischen den Ländern abgestimmt worden sind. Diese Modifikationen be -
ruhen darauf, dass unter Berücksichtigung von Sinn und Zweck der Richtlinie der
Kreis der Gesundheitsdienstleister, die zusätzlichen Pflichten unterworfen wer-
den, möglichst eng gefasst und Überschneidungen mit bundesrechtlichen Rege-
lungen, z. B. den im Zuge des Gesetzes zur Verbesserung der Rechte von Patien-
tinnen und Patienten in das Bürgerliche Gesetzbuch eingefügten Regelungen zum
Behandlungsvertrag (§§ 630 a ff.), vermieden werden sollten. Die Länder haben
sich daher darauf verständigt, dass nur selbstständig tätige Gesundheitsdienstleis -
ter und Einrichtungen, die Gesundheitsdienstleistungen erbringen, aber nicht de-
ren Angestellte, dem Anwendungsbereich der Landesausführungsgesetze unter-
worfen werden sollen. Aus diesem Grund erbringen z. B. angestellte Ärztinnen
und Ärzte sowie Angehörige der sog. Helferberufe, z. B. Kranken- oder Alten-
pflegehelfer, im Sinne dieses Gesetzes keine Gesundheitsdienstleistungen.

Wichtig ist auch, dass nur Leistungen unmittelbar am Patienten erfasst sein sol-
len. Deshalb sind sog. Gesundheitshandwerker (z. B. Augenoptiker, Zahntechni-
ker) vom Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht umfasst.

Gesundheitsdienstleister in diesem Sinne sind nach derzeitigem Stand die in der
nachfolgenden Liste genannten natürlichen und juristischen Personen. Diese Liste
wurde ebenfalls zwischen den Ländern eingehend diskutiert und abgestimmt.

1. Natürliche Personen

–  Ärztinnen und Ärzte,

–  Zahnärztinnen und -ärzte,
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–  Psychologische Psychotherapeutinnen und -therapeuten,

–  Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten

–  Apothekerinnen und Apotheker,

–  Diätassistentinnen und -assistenten,

–  Ergotherapeutinnen und -therapeuten,

–  Hebammen/Entbindungspfleger,

–  Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und -pfleger,

–  Logopädinnen und Logopäden,

–  Masseurinnen und Masseure und medizinischer Bademeisterinnen und Bade-
meister,

–  Physiotherapeutinnen und -therapeuten,

–  Podologinnen und Podologen,

–  Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker,

–  Dentalhygienikerinnen und -hygieniker,

–  Altenpflegerinnen und -pfleger,

–  Beschäftigungs- und Arbeitstherapeutinnen und -therapeuten,

–  Orthoptistinnen und Orthoptisten,

–  Heilerziehungspflegerinnen und -pfleger.

2. Juristische Personen/sonstige Einrichtungen

–  Medizinische Versorgungszentren (§ 95 Absatz 1 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch – SGB V),

–  Praxisgemeinschaften/Berufsausübungsgemeinschaften/Praxisnetze

–  Krankenhäuser (§ 107 Absatz 1 SGB V),

–  Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen (§ 107 Absatz 2 SGB V i. V. m. 
§§ 111, 111 a, 111 c SGB V),

–  Praxiskliniken (§ 115 Absatz 2 Nummer 1 SGB V),

–  Hochschulambulanzen (§ 117 SGB V),

–  Psychiatrische Institutsambulanzen (§ 118 SGB V),

–  Geriatrische Institutsambulanzen (§ 118 a SGB V),

–  Von Hebammen/Entbindungspflegern geleitete Einrichtungen, z. B. Geburts-
häuser (§ 134 a SGB V),

–  Einrichtungen der häuslichen Krankenpflege (§ 37 SGB V),

–  Einrichtungen zur spezialisierten ambulanten Palliativversorgung (§ 37 b SGB V),

–  Stationäre und ambulante Einrichtungen für Hospizleistungen (§ 39 a SGB V),

–  Sozialpädiatrische Zentren (§ 119 SGB V),

–  Zur ambulanten ärztlichen Behandlung ermächtigte Einrichtungen der Behin-
dertenhilfe (§ 119 a SGB V),

–  Stationäre Pflegeeinrichtungen mit ambulanter ärztlicher Behandlung (§ 119 b
SGB V),

–  Pflegeeinrichtungen, soweit sie nach den §§ 63 bis 65 SGB V behandeln.
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Zu Absatz 5

Die Regelung entspricht Artikel 3 Buchstabe h der Richtlinie 2011/24/EU.

Zu Absatz 6

Die Regelung entspricht Artikel 3 Buchstabe i der Richtlinie 2011/24/EU.

Zu Absatz 7

Die Reglung entspricht Artikel 3 Buchstabe j der Richtlinie 2011/24/EU.

Zu Absatz 8

Die Reglung entspricht Artikel 3 Buchstabe k der Richtlinie 2011/24/EU.

Zu § 3 – Informationspflichten

Nach Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 2011/24/EU hat der Behand-
lungsmitgliedstaat sicher zu stellen, dass Gesundheitsdienstleister eine Reihe ein-
schlägiger Informationen bereitstellen und klare Rechnungen stellen. Dies soll
den Patientinnen und Patienten dabei helfen, eine sachkundige Entscheidung zu
treffen, wenn sie die Gesundheitsversorgung in einem anderen Mitgliedstaat in
Anspruch nehmen wollen. Informationspflichten, die den jeweiligen Patientinnen
und Patienten helfen sollen, eine sachkundige Entscheidung auch in Bezug auf
Handlungsoptionen zu treffen, wurden bereits bundesrechtlich, insbesondere im
Zuge des Gesetzes zur Verbesserung der Rechte von Patientinnen und Patienten
in § 630 c Absätze 2 bis 4 BGB, aber auch in § 20 ApBetrO geregelt. Der landes-
rechtlichen Umsetzung bedürfen daher nur die übrigen in Artikel 4 Absatz 2
Buchstabe b der Richtlinie 2011/24/EU genannten Informationspflichten und die
Pflicht, klare Rechnungen zu stellen. Diese Pflichten sollen der Patientin bzw.
dem Patienten dienen und die Auswahl eines geeigneten Behandlers erleichtern.
Ihre Einhaltung stellt daher einen Wettbewerbsvorteil dar, liegt dadurch auch im
Interesse des Behandlers und muss nicht gesondert überwacht werden.

Satz 3 der Vorschrift entspricht Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b Satz 2 der Richt -
linie 2011/24/EU.

Zu § 4 Haftpflichtversicherung

Zu Absatz 1

Nach Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe d der Richtlinie 2011/24/EU stellt der Be-
handlungsmitgliedstaat sicher, dass „für Behandlungen im Hoheitsgebiet des be-
treffenden Mitgliedstaats … Systeme der Berufshaftpflichtversicherung, eine Ga-
rantie oder eine ähnliche Regelung“ bestehen, „die im Hinblick auf ihren Zweck
gleichwertig oder im Wesentlichen vergleichbar und nach Art und Umfang dem
Risiko angemessen ist.“ Nach Sinn und Zweck der Richtlinie und im Zusammen-
hang mit den anderen in Artikel 4 geregelten Pflichten kann dies nur so verstan-
den werden, dass der einzelne Gesundheitsdienstleister über eine entsprechende
Absicherung gegen Haftpflichtschäden verfügen muss. Patientinnen und Patien-
ten sollen die Möglichkeit erhalten, im Schädigungsfall Regress zu nehmen und
sich in Kenntnis dessen bewusst für eine Behandlung in einem anderen Mitglied-
staat entscheiden können. Das Vorhandensein des Instituts der Haftpflichtver -
sicherung im Behandlungsmitgliedstaat allein würde dazu nicht genügen. Die Pa-
tientin bzw. der Patient muss sich darauf verlassen können, im konkreten Scha-
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densfall tatsächlich Regress gegen den Gesundheitsdienstleister nehmen zu kön-
nen. Er hat in der Regel keine Kenntnis über evtl. von diesem gebildete Rück -
lagen.

Mitglieder einer Heilberufekammer werden an dieser Stelle von der Verpflich-
tung zu einer Haftpflichtversicherung ausgenommen, da für sie bereits ent -
sprechende Regelungen bestehen. Nach § 31 Absatz 1 Satz 3 des Heilberufe-
Kammergesetzes hat die Berufsordnung vorzusehen, „dass die Kammermitglieder
zum Abschluss einer ausreichenden Haftpflichtversicherung zur Deckung sich
aus der Berufstätigkeit ergebender Haftpflichtansprüche verpflichtet sind …“
Diese Vorgabe wurde in den Berufsordnungen der vier Heilberufekammern um-
gesetzt.

Anknüpfungspunkt für die Pflicht zur Haftpflichtversicherung ist die Durch-
führung von Behandlungen. Zur näheren Beschreibung wird auf die Regelungen
zum Behandlungsvertrag in § 630 a BGB Bezug genommen.

Der Umsetzung der Richtlinie wäre genüge getan, wenn diese Pflicht nur für die
Behandlung von Patientinnen und Patienten aus anderen Mitgliedstaaten bestehen
würde, d. h. wenn Gesundheitsdienstleister Haftpflichtversicherungen nur für die-
sen Zweck abschließen müssten. Diese Einschränkung wäre jedoch nicht prakti-
kabel. Es lässt sich kaum feststellen, welche Gesundheitsdienstleister grenzüber-
schreitende Behandlungen durchführen und wenn ja, in welchem Umfang. Es be-
stehen auch erhebliche Zweifel, ob die Versicherungswirtschaft auf grenzüber-
schreitende Behandlungen beschränkte Haftpflichtversicherungen anbieten wür-
de. Im Übrigen bestehen auch Bedenken im Hinblick auf den Gleichbehandlungs-
grundsatz.

Die konkrete Höhe der angemessenen Versicherungssumme kann nicht allgemein
vorgegeben werden. Sie ist sehr unterschiedlich und abhängig von den konkreten
Behandlungen, die der Gesundheitsdienstleister durchführt. Sie kann daher nur im
Einzelfall näher bestimmt werden. Es kann aber davon ausgegangen werden, dass
die Versicherungsunternehmen die jeweiligen Risiken im Einzelfall genau prüfen
und die Versicherungssummen entsprechend festlegen. Die Haftpflichtversiche-
rung kann durch eine Freistellungs- bzw. Gewährleistungsverpflichtung eines
Kreditinstituts ersetzt werden. Eine entsprechende Regelung enthält § 94 Absatz 1
des Arzneimittelgesetzes.

Zu Absatz 2

Ein Bedürfnis für den Abschluss einer Haftpflichtversicherung besteht nicht,
wenn Einrichtungen, insbesondere Krankenhäuser, für die bei ihnen tätigen Per-
sonen eine Betriebshaftpflichtversicherung abgeschlossen haben oder gleichwer -
tige Regelungen bestehen. Gleichwertige Regelungen können z. B. sogenannte
Garantien sein. Ebenso wenig besteht für den Abschluss einer Haftpflichtver -
sicherung ein Bedürfnis, wenn bei öffentlichen Trägern der Grundsatz der Amts-
haftung greift.

Zu Absatz 3

Die Richtlinie verlangt nicht, dass die Einhaltung der Pflicht zum Abschluss einer
Haftpflichtversicherung kontrolliert wird. Um den Verwaltungsaufwand möglichst
gering zu halten, sollen daher hierzu in diesem Gesetz auch keine neuen Aufgaben
konstituiert werden. Allein Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker haben das Be -
stehen einer Haftpflichtversicherung bzw. einer entsprechenden Vorsorge gegen -
über dem zuständigen Gesundheitsamt nachzuweisen, da dieses im Heilpraktiker-
wesen bereits jetzt gemäß § 13 ÖGDG eine Überwachungsfunktion ausübt.

Leistungserbringer von Heilmitteln im Sinne von § 32 SGB V müssen in Baden-
Württemberg bereits jetzt vor Erteilung der Kassenzulassung gegenüber der Kran-
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kenkasse das Bestehen einer Berufshaftpflichtversicherung nachweisen. Liegt
diese nicht vor, wird die Zulassung nicht erteilt. Dies entspricht Ziffer 4 der Ge-
meinsamen Empfehlungen des GKV-Spitzenverbands gemäß § 124 Absatz 4
SGB V über die persönliche und fachliche Voraussetzung für die Erteilung der
Kassenzulassung. Danach ist eine ausreichende Berufshaftpflichtversicherung
für Verletzungen von Haupt- und Nebenpflichten aus dem Vertragsverhältnis
nachzuweisen.

Zu § 5 – Inkrafttreten

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.
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